
nämlich 8012,03 DM, bei der Hinterlegungsstelle des Amts­
gerichts L. zugunsten der verklagten Staatsanwaltschaft L. und 
der Klägerin zu hinterlegen sei. Der Klägerin wurde aufge­
geben, binnen einem Monat nach Verkündung des Beschlusses 
Widerspruchsklage gemäß § 878 ZPO zu erheben.

Nachdem dies fristgerecht geschehen war, hat das Vollstrek- 
kungsgericht angeordnet, daß der hinterlegte Betrag erst nach 
Vorlegung eines rechtskräftigen Urteils des Landgerichts L. 
zurr Auszahlung zu bringen, sei.

Mit der Klage macht die Klägerin geltend, daß sowohl der 
Erwerb des Grundstücks wie der Bau des Hauses durch wäh­
rend der Ehe gemachte Ersparnisse finanziert worden seien. 
Während der Ehe sei zwar ihr Ehemann allein berufstätig 
gewesen, sie habe aber den Haushalt geführt und die gemein­
samen Kinder aufgezogen. Diese Arbeit sei der beruflichen 
Tätigkeit des Ehemannes gleichzusetzen. Aus dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau müsse die Folge­
rung gezogen werden, daß alle in der Ehe gemachten An­
schaffungen gemeinsames Eigentum der Eheleute seien. Dies 
gelte auch für Grundstücke, auch wenn sie nur auf den Namen 
des Ehemannes eingetragen seien. Sie habe sich 1949 von ihrem 
Ehemann getrennt und die eheliche Gemeinschaft aufgelöst. 
Daher könne sich der Verklagte auf Grund der einseitigen Ver­
pflichtung ihres Ehemannes nur aus der Hälfte befriedigen, 
die dem Ehemann rechtlich zustehe.

Sie beantragt, den Verklagten zu verurteilen, ihren Wider­
spruch gegen den Verteilungsplan des Amtsgerichts L. als be­
gründet anzuerkennen, und| zu bestimmen, daß der hinterlegte 
Betrag von 8012,03 DM nebst Hinterlegungszinsen an die Klä­
gerin ausgezahlt werde.

Der Verklagte beantragt, die Klage kostenpflichtig abzu­
weisen.

Zur Begründung führt er aus, daß zwar die Ehegatten 
grundsätzlich zu gleichen Teilen Rechte an allen während einer 
Ehe erworbenen Vermögenswerten erwerben, eine Ausgleichung 
jedoch erst bei Auflösung der Ehe oder einer die eheliche 
Lebensgemeinschaft aufhebenden Trennung der Ehegatten statt­
finde. Die Ehe der Klägerin bestehe aber noch. Der Anspruch 
könne erst nach einer Vermögensauseinandersetzung der Ehe­
leute realisiert werden. Daher habe jeder Ehegatte nur einen 
obligatorischen Ausgleichungsanspruch gegen den anderen Ehe­
gatten. Im übrigen seien die vom Grundbuchrecht beherrsch­
ten Normen des BGB noch in Geltung. Wollte man eine 
dingliche Wirkung des Ausgleichungsanspruchs anerkennen, so 
verstoße man gegen den allgemeinen Rechtsgrundsatz des Bür­
gerlichen Gesetzbuches, daß im Sachenrecht klare Verhältnisse 
herrschen müssen. Dieser Grundsatz finde auch in den §§ 891, 
892 BGB (Vermutung der Richtigkeit des Grundbuchs) seinen 
Ausdruck.

Das Bezirksgericht L. hat durch Urteil vom 15. Mai 1953 dem 
Klageanträge stattgegeben. Es tritt dem Standpunkt der Klä­
gerin in vollem Umfange bei.

Gegen dieses Urteil hat der Verklagte frlst- und formgerecht 
Berufung eingelegt und unter Aufhebung des angefochtenen 
Urteils Klageabweisung beantragt.

Er wiederholt im wesentlichen sein Vorbringen aus dem ersten 
Rechtszuge. Vor allem könne nicht das Grundbuchrecht ledig­
lich mit einem Hinweis auf die familienrechtlichen Bestim­
mungen der Verfassung außer Kraft gesetzt werden, da dies 
ausschließlich Sache des Gesetzgebers sei.

Die Klägerin hat unter Aufrechterhaltung ihres Rechtsstand­
punkts beantragt, die Berufung kostenpflichtig zurückzuweisen.

Das Oberste Gericht hat unter Aufhebung des bezirksgericht­
lichen Urteils die Klage abgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Der Senat vermag der Auffassung des angefochtenen 

Urteils nicht beizutreten. Es ist zwar richtig, daß ent­
sprechend dem Grundsatz der gleichen Rechte der Ehe­
gatten auch die nicht berufstätige, ausschließlich mit 
der Führung des Haushalts und der Erziehung der 
Kinder beschäftigte Ehefrau grundsätzlich einen An­
spruch auf die Hälfte des in der Ehe erworbenen Ver­
mögens hat, da diese Tätigkeit der Ehefrau einer 
beruflichen Tätigkeit des Mannes gleichzusetzen ist. 
Sie hat also gegen den Ehemann einen Anspruch auf 
Ausgleichung des durch gemeinsame Arbeit erworbenen 
ehelichen Vermögens (OG, Urteil vom 11. September 
1952 — la Zz 20/52 — in NJ 1952 S. 489).

Voraussetzung für die Geltendmachung des Aus­
gleichungsanspruchs der Ehefrau ist aber die Vermö­
gensauseinandersetzung unter den Ehegatten, da ohne 
diese die Bestimmung des Anteils jedes Ehegatten am 
gemeinsam erworbenen Eigentum nicht möglich ist. 
Schon daraus folgt, daß der Ausgleichungsanspruch 
keine unmittelbar dingliche, sondern nur obligatorische 
Wirkung haben kann.

Das angefochtene Urteil verneint nun zwar das Er­
fordernis einer vorausgehenden Auseinandersetzung 
über das eheliche Vermögen, weil mit einem lediglich 
obligatorischen Anspruch gegen den Mann der Ehefrau 
nur ein Recht gegeben würde, das sie vor einer Beein­
trächtigung oder Vereitelung ihres Anspruchs nicht 
wirksam zu schützen vermöge. Für die Frau — so 
meint das Bezirksgericht — müsse die Möglichkeit be­
stehen, ihren Anspruch gegen jedermann durchzusetzen,

deshalb entspreche nur ein Ausgleichungsanspruch ding­
licher Natur der Gleichberechtigung der Frau.

Den Ausführungen des angefochtenen Urteils ist 
darin zuzustimmen, daß das Gleichberechtigungsprin­
zip sich zuerst in der wirtschaftlichen Gleichstellung 
der Frau durchsetzen muß und daß daher alle gesetz­
lichen Bestimmungen, die diesem Grundsatz entgegen­
stehen, aufgehoben werden müssen. Nach dem bisher 
erreichten Stande der Fortentwicklung unseres Rechts 
betrifft jedoch diese Aufhebung nur die Gesetze und 
Bestimmungen, die eine Beschränkung oder Minderung 
der Rechte der Frau auf dem Gebiete des F a m i l i e n ­
r e c h t s  zur Folge hatten (Art. 30 der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik und § 13 des Ge­
setzes über den Mutter- und Kinderschutz und die 
Rechte der Frau vom 27. September 1950). Der Gesetz­
geber hat jedoch, was das Bezirksgericht verkennt, 
gerade einen für den Ausgleichungsanspruch der Frau 
sehr bedeutsamen Teil des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
das Sachenrecht, unberührt gelassen. Die das geltende 
Sachenrecht, insbesondere das materielle und formelle 
Liegenschaftsrecht, beherrschenden Prinzipien, vor­
nehmlich der Grundsatz, daß die dinglichen Rechte für 
jedermann erkennbar sein müssen, weil sie gegen 
jedermann wirken (Publizitätsprinzip) und weiter, 
daß sie sich auf eine bestimmte Sache beziehen und 
nach Art, Gegenstand und Umfang genau feststell­
bar sein müssen (Spezialitätsprinzip), bedingen es, 
daß die Forderung nach einer unmittelbar dinglichen 
Wirkung des Ausgleichungsanspruchs nur durch eine 
Änderung der Gesetzgebung erfüllt werden kann; aus 
der Rechtsprechung heraus kann sie nicht entwickelt 
werden.

Immerhin aber ist darauf hinzuweisen, daß die Ehe­
frau schon nach geltendem Recht, also ohne daß der 
ihr zustehende Ausgleichungsanspruch eine unmittelbar 
dingliche Wirkung hat, in der Lage ist, diesen im Falle 
seiner Gefährdung wirksam durchzusetzen und zu 
schützen, und zwar dadurch, daß sie die Verhängung 
eines Arrestes oder den Erlaß einer einstweiligen Ver­
fügung beantragt, wenn zu besorgen ist, daß die Voll­
streckung des Urteils vereitelt oder wesentlich erschwert 
werden würde, oder durch eine Veränderung des be­
stehenden Zustandes die Verwirklichung ihres Rechts 
vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte 
(§§ 917, 935 ZPO).

Es muß nach alledem dabei verbleiben, daß die Ehe­
frau ihre Beteiligung an den während der Ehe erwor­
benen Vermögensv/erten durch Geltendmachung eines 
obligatorischen Anspruchs durchsetzen muß.

Art. 7, 30 der Verfassung; § 58 EheG.
Voraussetzung für den gänzlichen Wegfall von Unter­

haltsansprüchen der geschiedenen Ehefrau ist, daß sie 
längere Zeit hindurch eine berufliche Tätigkeit aus­
geübt und wirtschaftliche Selbständigkeit erworben hat.

Der Wegfall des Untcrhaltsanspruchs kann insbe­
sondere dann begründet sein, wenn die Frau durch 
solche Arbeitsleistung in den Genuß einer Sozialver­
sicherungsrente gelangt ist.

OG, Urt. vom 26. November 1953 — 2 Zz 52,53.
Die Ehe der Parteien wurde durch Urteil des ehemaligen 

Landgerichts G. vom 17. April 1940 aus Alleinschuld des Ver­
klagten rechtskräftig geschieden.

Die Klägerin erhob erstmalig im Jahre 1951 Unterhalts­
ansprüche, indem sie in einer im März 1951 beim Amtsgericht 
G. erhobenen Klage geltend machte, daß sie arbeitsunfähig 
geworden und der Verklagte in der Lage sei, ihr einen monat­
lichen Unterhaltsbetrag von 60 DM zu zahlen. Dieses Begeh­
ren schränkte sie in der Folge dieses Verfahrens II C 62/51 des 
Amtsgerichts G., da ihr nach Klageerhebung mit Wirkung vom 
1. Februar 1951 einei Invalidenrente zugesprochen worden war, 
dahin ein, daß der Verklagte zur Zahlung von 20 DM monat­
lich verurteilt werde.

Die Parteien schlossen dann am 21. April 1951 einen Ver­
gleich, wonach sich der Verklagte, der damals einen Netto­
arbeitsverdienst von 216 DM monatlich bezog, verpflichtete, an 
die Klägerin vom 1. April 1951 an als Unterhaltsbeitrag mo­
natlich 20 DM zu zahlen.

Mit einer am 23. Juni 1952 beim Amtsgericht G. erhobenen 
Klage begehrt nunmehr die Klägerin Erhöhung dieser Unter­
haltsleistung um 20 DM mit der Begründung, daß sich der 
Verdienst des Verklagten erhöht habe.

Der Verklagte beantragte Klagabweisung und wandte unter 
anderem ein, daß die Klägerin nicht voll arbeitsunfähig sei
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